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Abkiirzungsverzeichnis

AHV Alters- und Hinterlassenenversicherung

BSV Bundesamt flr Sozialversicherungen

EDI Eidgendssisches Departement des Inneren

SRG Schweizerische Radio- und Fernsehgesellschaft

WAK-NR Kommission flr Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats

BVG Bundesgesetz Uber die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und
Invalidenvorsorge

PG Postgesetz

AVS Assurance-vieillesse et survivants

OFAS Office fédéral des assurances sociales

DFI Département fédéral de I'intérieur

SSR Société suisse de radiodiffusion

CER-CN Commission de I'économie et des redevances du Conseil national

LPP Loi fédérale sur la prévoyance professionnelle vieillesse, survivants et
invalidité

LPO Loi sur la poste
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STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2017
MARC BUHLMANN

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung
Stimm- und Wahirecht

Als letzter Kanton hat St. Gallen das Stimm- und Wahlrechtsalter auf 18 Jahre gesenkt.

In der Waadt empfahlen die Kantonsregierung und das Parlament die Ablehnung der
1991 eingereichten Volksinitiative fur die Einflihrung des aktiven und passiven
Stimmrechts in Kantons- und Gemeindeangelegenheiten fiir Auslander mit
Niederlassungsbewilligung. Das von den Gewerkschaften, der SP und den Griinen
unterstitzte Volksbegehren gelangte noch im Berichtsjahr zur Abstimmung und wurde
mit einem Neinanteil von 74% deutlich abgelehnt. In Genf sprach sich die
Kantonsregierung ebenfalls gegen eine é&hnliche Initiative aus.

In den Kantonen Bern und Basel-Stadt wurden ahnliche Volksinitiativen eingereicht. Im
Kanton Bern hatte sich das Parlament bereits anlasslich der Beratung der Totalrevision
der Kantonsverfassung mit dieser Frage zu befassen. Ein von der Kommission
vorgeschlagener Artikel, welcher die fakultative Einflhrung des Auslanderstimmrechts
auf Gemeindeebene vorsah, wurde aus abstimmungstaktischen Griinden vom Grossen
Rat wieder gestrichen. Immerhin beschloss das Parlament eine Motion, welche diesen
Artikel der Volksinitiative als Gegenvorschlag gegenulberstellen will. Eine weitere
Volksinitiative fur die Einfihrung des Auslanderstimmrechts wurde im Kanton Tessin
lanciert.

Institutionen und Volksrechte
Wahl- und Abstimmungsverfahren

Gegen zwei der total 45 im Jahr 2017 vom Parlament verabschiedeten und dem
fakultativen Referendum unterstellten Erlasse wurde ein Veto eingelegt. Damit lag der
Anteil bek&mpfter Parlamentsbeschlisse (4.4%) in diesem Jahr etwas hdher als noch in
den Vorjahren (2015: 3.4%; 2016: 3.2%), wobei in den Vorjahren auch jeweils lancierte
Referenden an der Unterschriftenhirde gescheitert waren (2015: 1; 2016: 3). Dies war
2017 nicht der Fall: So erzwangen verschiedene Gruppierungen angefihrt von
Westschweizer Gewerkschaften mit 58'054 gultigen Unterschriften eine Abstimmung
Uber die Reform der Altersvorsorge 2020 und die jungen Grinen brachten mit 60'744
Unterschriften das Geldspielgesetz an die Urne.

Neben der Reform der Altersvorsorge, die noch im September 2017 von der
Stimmbevdlkerung an der Urne abgelehnt wurde, standen 2017 auch die vom Parlament
im Vorjahr beschlossenen und mit einem Referendum bekdmpften Erlasse zur
Unternehmenssteuerreform Il und zum Energiegesetz zur Abstimmung. Wahrend das
Referendum gegen die USR IIl im Februar zu einem Erfolg der Linken wurde und die
Vorlage an der Urne ziemlich deutlich verworfen wurde, hielt das von der SVP
bekampfte Energiegesetz im Mai an der Urne stand. Mit der AHV-Vorlage und dem USR
lll waren gleich zwei fakultative Referenden in diesem Jahr erfolgreich; letztmals war
mit der Ablehnung des Gripen-Fonds 2014 ein Bundesgesetz an der Urne gescheitert. 2

Landesverteidigung
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DATUM: 11.06.2008
ELIE BURGOS

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 06.10.2016
ANJA HEIDELBERGER

Ausriistung und Beschaffung

Comme dans le cas de I'achat des F/A-18 en 1993 (voir ici), le GSsA a lancé une initiative
populaire afin d’empécher I'acquisition de nouveaux avions de combat. Cette
initiative, soutenue notamment par les Verts, le Parti chrétien-social, le Parti du Travail,
Attac Suisse, le syndicat Comedia et les Jeunesses et les Femmes socialistes, souhaite
imposer un moratoire de dix ans (soit jusqu’au 31 décembre 2019) pour tout achat de
nouveaux chasseurs. *

Offentliche Finanzen

Direkte Steuern

Kurz nach deren Annahme durch das Parlament lancierten SP, Grine, SGB, Unia sowie
weitere  Gewerkschaften und Jungparteien das Referendum gegen die
Unternehmenssteuerreform lll. Die Referendumsdrohung wurde bereits wahrend der
Behandlung im Parlament ausgestossen, falls die Steuerreform ohne Gegenfinanzierung
beschlossen wirde. Am 6. Oktober 2016 reichte das Referendumskomitee 56'000
beglaubigte Unterschriften gegen die USR Ill bei der Bundeskanzlei ein.

Im Abstimmungskampf kritisierten die Gegner des neuen Steuergesetzes insbesondere
die ungleiche Verteilung von Kosten und Nutzen. So wdirden von der Vorlage nur
Unternehmensbesitzer profitieren, wahrend die Allgemeinheit die Steuerausfélle durch
Leistungsabbau, héhere Geblhren und mehr Steuern zu bezahlen hatte. Die neuen
"Steuertricks" seien zudem undurchsichtig, so dass nur die in deren Erarbeitung
involvierten Beratungsfirmen ihre Auswirkungen abschatzen kénnten. Die SP hatte im
Parlament eine Gegenfinanzierung durch eine hohere Besteuerung der Dividenden
gefordert, die vom Parlament jedoch abgelehnt worden war. Entsprechend beflrchtete
man nun auf Seiten des Referendumskomitees, dass die Steuerreform ohne
Gegenfinanzierung zu hohen Kosten fur Bund, Kantone und Gemeinden fihren wurde.
Uber die Hohe dieser zusatzlichen Kosten waren sich Beflirworter und Gegner jedoch
nicht einig: Der Bundesrat ging in seinem Bericht auf Bundesebene von Kosten von rund
CHF 1,3 Mia. aus, zu denen aber weitere Kosten auf kantonaler und kommunaler Ebene
hinzukommen wirden. So hatten bereits vor der Durchfihrung der Volksabstimmung
mehrere Kantone Senkungen ihrer kantonalen Gewinnsteuern veranlasst, was es ihnen
erlauben sollte, international wettbewerbsfahig zu bleiben.

Auf der anderen Seite wiesen die Beflrworter der USR Ill darauf hin, dass Nichtstun
Steuersubstrat in der Hohe von CHF 5,4 Mia. pro Jahr gefdhrde und entsprechend
deutlich teurer sei. Durch die Steuerreform kénnten hingegen zehntausende
Arbeitsplatze und Steuereinnahmen in Milliardenhdhe gesichert werden. Zudem warfen
die Befurworter den Gegnern vor, bewusst auf die Vorlage eines alternativen Plans zu
verzichten, weil ihre Alternativen kaum Anklang finden wiirden.

Die Unterschriftensammlung war von einer regen medialen Berichterstattung zur
Steuerreform begleitet, die auch nach Zustandekommen des Referendums nicht abriss.
Entsprechend verzeichnete das Forschungsinstitut Offentlichkeit und Gesellschaft (fég)
eine sehr frihe und sehr starke Berichterstattung zur USR Ill, die Ende Januar durch
das Interview von Eveline Widmer-Schlumpf in der Zeitung "Blick" noch weiter anstieg.
In diesem hatte sich die ehemalige Finanzministerin gegen die Steuerreform in ihrer
jetzigen Form ausgesprochen, da das Parlament bei dieser ,nun einfach sehr weit
gegangen [seil mit zusatzlichen Entlastungen fir gewisse Firmen™ und da es ,ein paar
Punkte [gebel, welche die Reform aus der Balance gebracht™ hatten. Immer haufiger
meldeten sich anschliessend burgerliche Politiker zu Wort, die ahnliche Bedenken
gegenuber der USR IIl dusserten.

Nicht nur  die Berichterstattung, auch die Inseratekampagne zur
Unternehmenssteuerreform Il startete frih und stark. So schaltete gemass einer
Analyse von Année Politique Suisse in den letzten 5 Jahren kaum ein Komitee so frih so
viele Inserate wie die BefUrworter der Steuerreform. Anders als bei der
Berichterstattung, bei der das Verhaltnis der Aufmerksamkeit fur Beflrworter und
Gegner gemass fog relativ ausgeglichen war, Ubertrumpften die Beflrworter (88%) die
Gegner (12%) bei den Inseraten deutlich. Auch die Parolenfassung deutete auf zwei
ungleich grosse Lager hin: So sprachen sich mit SVP, FDP, CVP, BDP und GLP die
meisten grosseren Parteien fur die Steuerreform aus. Unterstitzt wurden sie dabei
unter anderem von Economiesuisse, dem Gewerbeverband sowie der
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.11.1994
LIONEL EPERON

DIREKTER GEGENVORSCHLAG ZU
VOLKSINITIATIVE

DATUM: 08.02.2004

PHILIPPE BERCLAZ

Finanzdirektorenkonferenz. Die Nein-Parole beschlossen unter anderem die SP,
Grunen, EVP, PdA, der Gewerkschaftsbund und Travail Suisse; Stimmfreigabe gewahrte
der Stadteverband. *

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energiepolitik

Pour des raisons de compétitivité internationale, le Vorort, I'UDC et le PDC ont déploré
la volonté du gouvernement d'introduire en solitaire la taxe sur le CO2. Les
démocrates-chrétiens ont, en outre, souhaité que seuls 15% du produit de la taxe
soient attribués & des mesures de politique énergétique. Si le PRD s'est déclaré
favorable a ce que la Suisse devance I'UE en la matiére, il a en revanche contesté la
répartition du produit de la taxe prévue par le Conseil fédéral qui, selon lui, introduirait
des désavantages concurrentiels pour les entreprises suisses. Cette répartition a aussi
soulevé des critiques au sein de I'UDC qui a exigé que le principe de neutralité
budgétaire de la taxe soit respecté, a l'instar du Vorort qui s'est prononcé pour un
remaniement en profondeur du projet. Jugeant pour sa part que les effets de
I'introduction en solitaire de la taxe sur le CO2 ne porteraient qu'un préjudice limité a
|'économie suisse, le PS a soutenu le projet du gouvernement, tout en se prononcant en
faveur de l'instauration d'une taxe sur I'ensemble des agents énergétiques. Quant au
parti écologiste, aux associations de protection de I'environnement et a la majorité des
syndicats, ils se sont réjouis de I'étape franchie par le Conseil fédéral, étape qui, a leurs
yeux, ne constitue cependant qu'un minimum. Seize cantons se sont enfin déclarés en
faveur de l'introduction du projet des autorités fédérales. Fort de ce soutien, le
Conseil fédéral a réitéré sa volonté d'introduire la taxe incitative. °

Verkehr und Kommunikation
Strassenverkehr

Les opposants au contre-projet de I'initiative Avanti se sont fortement engagés durant
la campagne précédent la Votation. Leurs arguments se sont concentrés sur deux
éléments : la construction du tunnel du Gothard, qui sabotait I'objectif d'un transfert
du trafic des marchandises de la route au rail, et les colts trés élevés de réalisation de
Iinitiative (oscillant entre CHF 30 et 40 milliards), alors que I'Etat devait opérer des
restrictions budgétaires. Les opposants craignaient également que I'extension de
certaines capacités routieres favorise un engorgement du réseau. Le PS, les Verts, les
organisations de protection de I'environnement, les syndicats, ainsi que le PDC, contre
la recommandation de la direction de son parti, ont apporté leur soutien aux
adversaires du contre-projet. Les partisans d’Avanti ont pu compter sur I'appui du PRD,
de I'UDC et des associations d’entrepreneurs. L'UDC a toutefois reproché a ses
partenaires «leur mollesse » et leur manque d’engagement dans la campagne en
comparaison de leurs rivaux. Les partisans ont vanté le concept du contre-projet qui
permettait a la fois de promouvoir le trafic privé et les transports publics, et dont le
financement était assuré a long terme par |'utilisation des taxes a affectation spéciale
payées par les automobilistes. Ils récusaient les chiffres avancés par les opposants et
avancaient a la place la somme de CHF 20 milliards. Tout en défendant le texte soumis
au vote, Moritz Leuenberger, ministre en charge du dossier, n"a pas caché ses réserves
sur les modifications apportées par le parlement. Il a estimé qu’il appartenait & ce
dernier de défendre ses propositions.

Contre-projet de I'Assemblée fédérale relatif a I'initiative populaire "Avanti"”
Votation du 8 février 2004

Participation : 45,6%
Oui : 800 632 (37,2%) / cantons: O
Non : 1351500 (62,8%) / cantons: 20 6/2

Mots d'ordre:
- Qui: PRD (1*), UDC (5%), PLS, PSL, Lega ; Economiesuisse, USAM.
- Non : PS, PDC (56*), PES, PEC, PCS, PST, DS, UDF ; USS, CSC.
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VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 22.10.2008
NICOLAS FREYMOND

* Recommandations différentes des partis cantonaux

Le contre-projet Avanti a été rejeté par 62,8% des votants et tous les cantons. La plus
forte opposition a été enregistrée aux Grisons (74,5% de non), & Uri (73,6%) et au Valais
(71,8%). A I'autre bout de I'échelle, le Tessin (65,7%), Zoug (58,1%) et Schwyz (58,3%) se
sont montrés les plus favorables. D'aprés les résultats de I'analyse Vox, il y a des
différences entre les diverses régions linguistiques quant au rejet du contre-projet.
Alors qu’en Suisse allemande et au Tessin le motif principal du rejet est d’empécher la
construction du second tube du Gothard, la Suisse francophone met en exergue
I'importance des colts. Les partisans et adversaires du contre-projet se sont rejoints
sur la nécessité d'investir dans les transports publics d"agglomérations. Selon I’Analyse
Vox, le comportement de vote dénote un fossé gauche/droite : les personnes & gauche
de I'échiquier politique rejettent le contre-projet, tandis que celles qui se situent a
droite l'acceptent de justesse. La position relative a la politique de protection de
I’environnement a influencé la décision de maniere quasi identique. Le comportement
des sympathisants des partis montre que le scepticisme s’était largement répandu dans
le camp bourgeois. A I'inverse, la gauche a su motiver ses sympathisants a participer au
vote. Deux tiers de sympathisants du PDC ont suivi la recommandation de leur parti. ¢

Post und Telekommunikation

A la surprise générale, et contre I'avis de Moritz Leuenberger, le Conseil fédéral est
revenu sur sa décision de I'année précédente en optant pour une accélération du
rythme de la libéralisation. Selon le projet mis en consultation en février, le monopole
sera abaissé a 50 grammes des le Ter avril 2009, puis supprimé en 2012 (au lieu de 2011
et 2014 respectivement). Estimant que la loi sur la poste (LPO) lui en donnait la
compétence, le college gouvernemental a en outre décidé de procéder par voie
d’ordonnance, c’est-a-dire sans passer par le parlement. Pour 'ouverture complete,
par contre, une révision de la LPO, soumise au référendum facultatif, sera nécessaire.
Le service universel y sera maintenu et confié a la Poste pour la période 2012-2017. En
2017, il sera mis au concours. Sous la pression des milieux bancaires, le Conseil fédéral
a finalement renoncé a proposer d’octroyer une licence bancaire a PostFinance. La
Poste a réagi négativement, jugeant une réforme des conditions cadres nécessaire
avant |'abaissement du monopole, afin de garantir I'égalité de traitement avec ses
concurrents. Elle a en outre réitéré sa demande de licence bancaire en échange de la
suppression de la garantie d’Etat. Le Syndicat de la communication a, lui, fustigé la
« soumission » du Conseil fédéral a Economiesuisse et prédit a court terme la
suppression de nombreux bureaux de poste et emplois.

Lors de la consultation, le PS, les Verts et les syndicats ont rejeté le projet du Conseil
fédéral car il ne garantit pas le service universel pour tous, c’est-a-dire pour les
habitants de toutes les régions, et laisse présager la suppression de nombreux emplois
et la dégradation des conditions de travail dans la branche. Le PS a par ailleurs plaidé en
faveur d'une véritable banque postale. A linverse, le PDC, le PRD, I'UDC,
Economiesuisse et la Fédération des entreprises suisses se sont montrés tres
favorables, jugeant que la libéralisation procurera une plus grande liberté de choix, une
meilleure qualité des prestations et une baisse des prix. Le projet a divisé les
associations de consommateurs : alors que la FRC romande s’est déclarée hostile a la
libéralisation, la Konsumentenforum a plaidé en sa faveur. Enfin, I"association des
communes suisses y est opposée, car le projet du Conseil fédéral ne garantit pas le
service universel généralisé.

Au parlement, la maniere de faire du Conseil fédéral a été vivement critiquée. Dans un
premier temps, I’Assemblée fédérale a biffé I'abaissement des 2009 du monopole de la
Poste sur les lettres de 100 a 50 grammes du programme de législature. En dépit de cet
avertissement, le Conseil fédéral a décidé, le 22 octobre, d'abaisser, par voie
d’ordonnance, la limite du monopole pour les lettres de 100 a 50 grammes dés le Ter
juillet 2009. S’il a rappelé sa volonté de libéraliser totalement le marché postal, il a
toutefois renoncé a fixer une échéance précise. De plus, la version définitive du projet
dissocie clairement la révision prochaine de la législation postale et la libéralisation.
Cette derniére fera en effet I'objet d’un arrété fédéral distinct, soumis au référendum
facultatif. Enfin, le gouvernement a renoncé a soumettre a terme le service universel a
un appel d’offres, ralliant I'opinion fréquemment émise lors de la consultation
gu’aucun concurrent de la Poste ne pourrait offrir ce service. ’
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DATUM: 15.05.2004
MAGDALENA BERNATH

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 30.11.2014
DAVID ZUMBACH

Raumplanung und Wohnungswesen
Wohnungsbau und -eigentum

Am 16. Mai 2004 entschied das Volk Uber das Steuerpaket. Insbesondere aufgrund der
beflirchteten Einbussen bei der Wohneigentumsbesteuerung sprachen sich neben den
elf Kantonen (BS, BE, GL, GR, JU, OW, SG, SH, SO, VD, VS), welche erstmals seit 1874 das
Standesreferendum ergriffen hatten, auch neun weitere flr die Ablehnung der Vorlage
aus. Linke wund Grune, welche ebenfalls das Referendum ergriffen hatten,
Gewerkschaften und der Schweizerische Mieterverband gaben die Nein-Parole heraus.
Zur BeflUrworterseite zadhlten die FDP und die SVP sowie die Wirtschafts- und
Arbeitgeberverbénde und der Schweizerische Hauseigentimerverband. Auch die CVP
beflirwortete das Steuerpaket, allerdings hatten viele Kantonalsektionen die Nein-
Parole herausgegeben. ®

Sozialpolitik
Bevélkerung und Arbeit

Bevolkerungsentwicklung

Das Jahr 2014 wurde stark durch Debatten um die Zuwanderungspolitik gepragt. Dies
lag nicht zuletzt im Umstand begrindet, dass neben der am 9. Februar zur Abstimmung
gelangten Volksinitiative "Gegen Masseneinwanderung" das Stimmvolk mit der
Volksinitative "Stopp der Uberbevdlkerung - zur Sicherung der natiirlichen
Lebensgrundlagen™ am 30. November Uber eine zweite Initiative zu befinden hatte, die
sich thematisch dem genannten Bereich zuordnen liess. Letztere wurde in der
offentlichen Debatte nach ihrer Urheberin, der Vereinigung Umwelt und Bevolkerung
(Ecopop), bezeichnet. Das im Mai 2011 lancierte Begehren forderte die Einfihrung einer
Beschrankung des Bevolkerungswachstum infolge Zuwanderung auf jahrlich 0,2% der
standigen Wohnbevdlkerung. Zudem hatten bei einer Annahme der Ecopop-Initiative
mindestens 10% der Mittel, welche die Schweiz jahrlich in die internationale
Entwicklungszusammenarbeit investiert, fir Massnahmen zur Férderung der freiwilligen
Familienplanung eingesetzt werden mussen. Ferner hatte eine Annahme zur Folge
gehabt, dass klnftig keine volkerrechtlichen Vertrage mehr héatten abgeschlossen
werden durfen, die gegen die Initiativbestimmungen verstossen wlrden. Bestehende
Vertrage hatten innerhalb von vier Jahren angepasst oder gekiindigt werden missen.
Wenig Uberraschend beantragte der Bundesrat im Herbst 2013 die Volksinitiative dem
Souveran ohne Gegenentwurf zu unterbreiten mit der Empfehlung, sie abzulehnen. Die
Regierung verwies in ihrer Botschaft darauf, dass im Falle einer Annahme der Initiative
weder das Freizlgigkeitsabkommen noch das EFTA-Ubereinkommen weitergefiinrt
werden kénnten, was sich ihrer Meinung nach massgeblich auf das
Wirtschaftswachstum der Schweiz auswirken wirde. Der Antrag des Bundesrates wurde
in der Sommersession 2014 von beiden Kammern deutlich gutgeheissen. Im Nationalrat
stimmten drei, im Standerat nur gerade ein Volksvertreter gegen den bundesratlichen
Vorschlag. Auf Sympathien stiess die Vorlage hingegen bei der SD, der AUNS und Teilen
der SVP-Basis. Acht SVP-Kantonalsektionen wichen von der nationalen Parteilinie ab.
Sieben beschlossen wie SD und AUNS die Ja-Parole, die Genfer Kantonalsektion erteilte
die Stimmfreigabe. Alle anderen Parteien sowie die Wirtschaftsverbénde und die
Gewerkschaften sprachen sich gegen eine Annahme der Ecopop-Initiative aus. Die
Initianten verflgten Uber wenig Kampagnenerfahrung und Uber wenig finanzielle
Ressourcen. Anders das gegnerische Lager, das zwar nicht vollstandig zentralisiert, aber
nicht minder geeint zu Werke ging. Neben dem Uberparteilichen Komitee "Ecopop
Nein", das vom Wirtschaftsverband Economiesuisse geleitet wurde und von dem der
grosste Kampagneneffort ausging, engagierten sich auch Parteien (v.a. FDP und glp),
Gewerkschaften (Syna, TravailSuisse) und kantonale Komitees gegen die Ecopop-
Initiative. Auf Seite der Ecopop-Beflrworter schalteten sich neben dem
Initiativkomitee auch Akteure des rechtskonservativen Lagers in den Wahlkampf ein,
was auf Pro-Seite zu einem selten gesehenen Konglomerat aus &kologischer
Wachstumskritik und fremdenfeindlichen Motiven fuhrte. Die Ecopop-Initiative wurde
schliesslich von Volk und Stéanden klar verworfen. Nur 25,9% der Partizipierenden
stimmten der Vorlage zu (Stimmbeteiligung: 50%). Die Klarheit des Resultates
Uberraschte, zumal im Vorfeld Umfrageresultate auf einen hdheren Ja-Stimmenanteil
hindeuteten. Die hochsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Tessin (36,9%), Schwyz
(34,2%) und Obwalden (32,6%) registriert. Die tiefste Zustimmung verzeichneten die
Westschweizer Kantone Waadt (17,3%), Wallis (21,3%) und Genf (21,4%).
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Abstimmung vom 30. November 2014

Beteiligung: 50,0%
Ja: 671099 (25,9%) / 0 Stéande
Nein: 1920 454 (32,1%) / 20 6/2 Stande

Parolen:

-Ja: SD, AUNS.

- Nein: SVP (8)*, SPS, FDP, CVP, GPS, GLP, BDP, EVP, CSP, EDU, eco, sgv, SGB, Travs.
* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die VOX-Analyse zur Ecopop-Initiative kam zum Schluss, dass das Volksbegehren,
dessen Inhalt mehrere Dimensionen umfasste, fast ausschliesslich als
Zuwanderungsvorlage verstanden wurde. Die Umweltanliegen der Volksinitiative, wie
auch der vorgeschlagene Beitrag an die Familienplanung in armen Léndern, blieben
weitgehend unbeachtet. Geméss der Umfrage fanden die Initianten ihre Unterstutzung
dann auch in den der SVP nahestehenden Kreisen, die dem Anliegen zu 56%
zustimmten, wéhrend nur eine kleine Zahl der Sympathisanten der Griinen (19%) und
der Grunliberalen (11%) ein Ja in die Urne legten. Eine zusétzliche Befragung innerhalb
der  VOX-Studie  ergab, dass jede zweite Person, die bei der
Masseneinwanderungsinitiative Ja gestimmte hatte, bei der Ecopop-Initiative ein Nein
in die Urne legte. Vor allem Anhanger der SVP, aber auch solche von FDP und CVP
votierten anders als noch im Februar. °

Léhne

Im Mai 2014 stimmte der Souveran Ulber die Volksinitiative .Fiir den Schutz fairer
Léhne (Mindestlohn-Initiative)™ ab, die 2011 vom Schweizerischen Gewerkschaftsbund
(SGB) lanciert worden war. Die Initiantinnen und Initianten verlangten einerseits, dass
Bund und Kantone die Lohne in der Schweiz schutzen, indem sie die Festlegung von
Mindestldhnen in Gesamtarbeitsvertragen (GAV) férdern. Andererseits forderteten sie,
dass der Bund einen nationalen gesetzlichen Mindestlohn von CHF 22 pro Stunde
festlegen soll, was bei einer Wochenarbeitszeit von 42 Stunden und 12 Monatsléhnen
rund CHF 4'000 Bruttolohn pro Monat entsprechen wurde. Mit seinen Forderungen
wollte das Initiativkomitee daflir sorgen, dass alle Arbeitnehmenden in der Schweiz von
ihrem Lohn leben kénnen. Es hoffte zudem, damit die Armut reduzieren zu kdénnen,
Lohnunterbietung zu bekampfen und zugleich den sozialen Frieden in der Schweiz zu
wahren. Das Staatssekretariat fir Wirtschaft (SECO) stellte fest, dass 2010 rund 9% aller
Beschéftigten und damit Gber 300'000 Personen in der Schweiz weniger als die
geforderten CHF 22 verdienten. Der Bundesrat sah in einem nationalen gesetzlichen
Mindestlohn das gute Funktionieren des Arbeitsmarktes gefahrdet und Arbeitsplatze
bedroht und beantragte im Januar 2013 den eidgendssischen Réaten, die Initiative Volk
und Standen zur Ablehnung zu empfehlen. Nachdem es in der Herbstsession 2013 zu
einer klassischen Staat-versus-Markt-Debatte zwischen linken und rechten
Volksvertretern gekommen war, folgten in den Schlussabstimmungen der
darauffolgenden Wintersession beide Kammern der Empfehlung des Bundesrates,
wobei 12 Stédnderdte und 56 Nationalrdte des linken Lagers gegen den Bundesrat
votierten und die Initiative unterstitzten. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
spiegelte sich auch in der Parolenfassung der Parteien und Verbande wider, wobei sich
eine auffallend grosse Anzahl an Verbéanden zur Vorlage dusserte. Nicht lberraschend
sprachen sich die Arbeitnehmerverbédnde dafir und die Arbeitgeberverbande im
Allgemeinen dagegen aus.

Der Abstimmungskampf zur Mindestlohn-Initiative wurde &usserst intensiv geflhrt.
Uberraschend verzeichnete die Vorlage mehr Presseanzeigen als die gleichentags
anstehende Abstimmung zum Finanzierungsplan der Beschaffung des Kampfflugzeugs
Gripen. Die Kampagne der Beflrworter wies einen vorwiegend zentralisierten Charakter
auf und wurde in erster Linie von den Gewerkschaften SGB und Unia bestritten. Die
Gegenseite setzte sich mit dem Wirtschaftsdachverband Economiesuisse, der neu
gegrindeteten wirtschaftspolitischen Plattform SucceSuisse, dem Verband der
Schweizerischen Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie (Swissmem), dem
Dachverband des Schweizerischen Handels (Handel Schweiz) und etlichen kantonalen
Gewerbe- und Arbeitgeberverbanden aus einer Vielzahl an lose koordinierten, potenten
und politsch erprobten Schwergewichten zusammen. Wahrend die Pro-Seite in erster
Linie Fairness-Aspekte bei der Entléhnung von Arbeit und die Lohndiskrimierung von
Frauen als Argumente ins Feld fuhrte, brachten die Initiativgegner vor, dass die
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Mindestlohn-Initative  Sozialpartnerschaften, Arbeitsplétze sowie das duale
Bildungssystem gefahrde, staatliche Interventionen Wettbewerb verzerrten und
branchenspezifische und regionale Unterschiede vom Initiativbegehren zu wenig
berlcksichtigt wirden.

Die Mindestlohn-Initiative scheiterte letzlich deutlich. Nur 23,7% der Partizipierenden
sprachen sich an der Urne zugunsten der Vorlage aus. Dies ist selbst im Vergleich zur
1:12-Initiative, welche im November 2013 einen Ja-Stimmenanteil von 34,7% erreichte,
ein ausserordentlich tiefer Zustimmungswert. Die Stimmbeteiligung betrug
Uberdurchschnittliche 55,5%. Die hochsten Ja-Anteile wurden in den Kantonen Jura
(35,9%), Genf (33,9%) und Tessin (32,0%) registriert. Die tiefste Zustimmung
verzeichneten die Kantone Appenzell Innerrhoden (12,1%), Nidwalden (12,8%) und
Schwyz (13,6%).

Abstimmung vom 18. Mai 2014

Beteiligung: 56,4%
Ja: 687 571(23,7%) / O Stande
Nein: 2 210192 (76,3%) / 20 6/2 Stéande

Parolen:

- Ja:, SPS, GPS(2)*, CSP, SGB, Travs, Unia.

- Nein: SVP, FDP, CVP, GLP, BDP, EVP, eco, sgv, SAV.
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Der VOX-Analyse zur Mindestlohn-Initiative ist zu entnehmen, dass ein Grund fir die
hohe Ablehnung der Initiative im weitverbreiteten Zweifel an der Verwirklichung der
anvisierten Ziele liege. So hielt nur gerade ein Drittel der Stimmenden das Argument,
wonach Mindestléhne die Zahl der Sozialhilfebeziehenden senke und damit Kantone
und Gemeinden entlaste, fir Uberzeugend. Der klassische Links-Rechts-Konflikt
widerspiegelte sich auch in den Abstimmungsmustern der Parteisympathisanten. So
stimmten 70% der Anhangerinnen und Anhénger der Grinen und 55% der SP-
Gefolgschaft fur die Initiative, wéhrend sie die Wahlerschaft von CVP (11%), FDP (5%),
SVP (7%), GLP (18%) und BDP (7%) deutlich verwarfen. Die VOX-Analyse kam weiter zum
Schluss, dass gesellschaftliche Merkmale bei weitem nicht so stark mit dem
Stimmentscheid korrelierten wie politsche Einstellungen. So habe die Initiative nicht
mal bei den tiefsten Einkommensklassen, die direkt von einem Mindestlohn von CHF
4000 profitiert hatten, Gehor finden kénnen. Die Befurchtung, wonach die Initiative
Arbeitsplatze vernichten wirde, stellte sich im Endeffekt, so die VOX-Studie weiter, als
ausserst entscheidungsrelevant heraus. ©

Sozialversicherungen
Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Auf Vorschlag der Bundeskanzlei legte der Bundesrat den Abstimmungstermin flr die
Volksinitiative ,,AHVplus: fiir eine starke AHV™ auf den 25. September 2016 fest. Er
entsprach damit nicht dem Wunsch der burgerlichen Parteien, die Initiative mdglichst
frh an die Urne zu bringen, damit diese vor der Beratung der Reform der
Altersvorsorge 2020 durch den Nationalrat vom Tisch gewesen ware. Die
Kommissionssitzungen zur Reform fanden folglich vor der Volksabstimmung Uber die
Initiative statt, die Plenardebatte begann am Tag nach dem Abstimmungssonntag.

Auf der Beflrworterseite formierten sich nebst dem lancierenden Gewerkschaftsbund
die SP und JUSO, die Grlinen, samtliche anderen Gewerkschaftsorganisationen sowie
verschiedene, jedoch nicht alle Senioren- und Seniorinnenverbdnde. Wichtigstes
Argument der Befurworter war der Umstand, dass die Entwicklung der AHV-Renten
nicht mit jener der Léhne Schritt halten kénne und gleichzeitig die Lebenskosten,
insbesondere fur Mieten und Krankenkassen, angestiegen seien, weshalb es eines
Ausgleichs bedurfe. Dieser Ausgleich sei mittels der AHV, im Gegensatz zur zweiten
Saule, gunstig und effizient vorzunehmen. Bei den Pensionskassen sei in den nachsten
Jahren dagegen mit Rentenkirzungen von 15 bis 20% zu rechnen, ein weiterer Grund
fur eine Aufstockung der ersten Saule. Die AHV bezeichneten die Beflrworter und
BeflUrworterinnen als nicht nur das gerechteste, sondern aufgrund des
Umlageverfahrens auch das sicherste Sozialwerk. An einer Medienkonferenz Ende Juni
lancierte das Pro-Komitee seine Kampagne und klndigte an, bis zum Abstimmungstag
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eine grosse Auswahl an niederschwelligen Anladssen durchzufihren, um eine breite
Mobilisierung zu erreichen.

Auf der Gegnerseite fanden sich neben den Bundesbehdrden die birgerlichen Parteien
SVP, FDP, CVP, EVP, GLP und BDP sowie die Wirtschaftsverbande (Arbeitgeberverband,
Gewerbeverband, Economiesuisse und Bauernverband). Sie warnten, angesichts der
demografischen Entwicklung fihre die Initiative zu Mehrkosten in unverantwortlicher
Hoéhe und stinde damit vollkommen quer zu den tatséchlichen Entwicklungen. Bis ins
Jahr 2030 wére demnach bei Annahme der Initiative die Finanzierungsltcke in der AHV
fast doppelt so gross, wie sie es gemass dem aktuellen Szenario ist, was auf Kosten der
jungen Beitragszahlerinnen und -zahler gehen werde. Die Situation der Rentnerinnen
und Rentner mit den tiefsten Einkommen wirden zudem durch die Initiative kaum
verbessert, weil diese ohnehin durch Erganzungsleistungen unterstitzt werden, welche
bei einer Anhebung der AHV entsprechend gesenkt wirden. Die Erhéhung der AHV sei
nicht notwendig, da diese mittels des Mischindex' laufend an die Teuerung und damit
an die Lohnentwicklung angepasst wurde, und die Aussage der Initiantinnen und
Initanten, die Renten der zweiten Saule wirden stark sinken und es gelte daher die
erste Saule zu stdrken, entspreche nicht den Tatsachen. Uberhaupt sei eine
Gesamtreform der Altersvorsorge angezeigt; punktuelle Massnahmen wie die von der
Initiative angestrebte Erhdhung seien keine Losung. Auch das Gegenkomitee kindigte
beim Start der Kampagne eine Reihe von Aktionen an.

Am Umstand, dass nebst den Parteien samtliche grossen und viele mittlere und kleine
Berufs- und Interessenorganisationen zur Initiative Stellung bezogen, lasst sich die
zugeschriebene Wichtigkeit der Vorlage ablesen. Dies hangt zweifellos mit der parallel
zum Abstimmungskampf im Parlament weiter diskutierten Reform der Altersvorsorge
zusammen, deren durch den Bundesrat vorgesehener fein austarierter Massnahmenmix
durch eine Annahme der Initiative auf den Kopf gestellt wirde.

Im Juli bezog Bundesrat Berset im Namen des Gesamtbundesrates Stellung zur
Initiative. Er wies auf die Konsequenzen einer Annahme flur die Reform der
Altersvorsorge hin, insbesondere da die Rentenerhéhung bereits per Anfang 2018
eingefuhrt werden musste, womit wenig Zeit flr eine Anpassung der Reform bliebe. Das
Defizit der AHV wdirde rasch ansteigen. Der sozialdemokratische Vorsteher des
Innendepartements erklarte an der Medienkonferenz explizit, er habe die Initiative dem
Bundesrat zur Ablehnung empfohlen. Damit stellte sich Berset einmal mehr gegen ein
Anliegen seiner eigenen Partei, und wiederum erhielt er von den Medien und vielen
politischen Akteuren ein gutes Zeugnis fur seine Ausfihrung dieser Aufgabe.

Die erste Tamedia-Umfrage, publiziert Mitte August, zeigte eine Zustimmung von 60%
fur die Initiative. Dieser hohe Wert Uberraschte; insbesondere gaben neben den
Anhangerinnen und Anhénger des linken Lagers auch SVP- und CVP-Wéhlende
mehrheitlich an, fur oder eher flr die Initiative zu sein. Auch die erste SRG-Umfrage,
eine Woche spéater publiziert, zeigte einen Ja-Trend, wenn auch weniger deutlich. Die
Zustimmung geriet in der Folge ins Brockeln, womit sich Ende August ein enges Rennen
abzeichnete. Die Anzahl der Unentschlossenen blieb vergleichsweise hoch. Mitte
September wies die Tamedia-Umfrage ein Gleichgewicht zwischen Beflrwortern und
Gegnern aus, wahrend die SRG-Umfrage ein Nein vorhersagte. Erstere zeigte zudem
einen deutlichen Altersgraben: Wahrend jlingere Stimmblrgerinnen und Stimmburger
der Initiative klar kritisch gegenlberstanden, gaben éaltere ebenso klar an, sie annehmen
zu wollen. Angesichts der Ubermacht alterer Stimmender an der Urne war deshalb
vereinzelt der Begriff der .Gerontokratie" zu vernehmen.

Am 25. September 2016 legten schliesslich bei einer als durchschnittlich
einzustufenden Stimmbeteiligung rund 41% der Stimmenden ein Ja, 59% ein Nein in die
Urne. Nur in den Kantonen Jura, Neuenburg, Genf, Tessin und Waadt traf die Initiative
auf Zustimmung, womit sich annahernd ein Rdstigraben ergab. Besonders deutlich
wurde die Initiative in landlichen Gebieten der Deutschschweiz abgelehnt. Das Nein der
Stimmburgerinnen und Stimmblrger wurde im Allgemeinen als Anschub far die
anstehende Rentendebatte gedeutet, wobei Uneinigkeit darlber herrschte, ob die
Position der Linken dadurch geschwéacht wurde.

Abstimmung vom 25. September 2016

Beteiligung: 43,13%
Ja: 921'375 (40,60%) / Stande: 5
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Nein: 1'348'032 (569,40%) / Stande: 15 6/2

Parolen

- Ja: SP, GPS; SGB, Travail.Suisse

- Nein: SVP (1*), CVP, FDP, GLP, BDP, EVP; Economiesuisse, SGV, SAV
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen "

Berufliche Vorsorge

Mit der in Expertenkreisen nicht ganz unerwarteten, aber - da weder mit der Eidg. BVG-
Kommission noch mit den Sozialpartnern abgesprochen - doch als Uberstlrzt
empfundenen Anklndigung, wegen der anhaltend schlechten Boérsenlage den
Mindestzinssatz auf den BVG-Guthaben noch im laufenden Jahr von 4% auf
voraussichtlich 3% senken zu wollen, entfachte der Bundesrat am 3. Juli einen Sturm
der Entristung. Die Emporung wurde noch heftiger als bekannt wurde, dass der
Entscheid nach einer direkten Intervention der Rentenanstalt bei den Bundesraten
Villiger und Metzler erfolgt war, wahrend das flir die autonomen Pensionskassen
zustandige EDI daflr pladiert hatte, einen allfélligen Entscheid erst vorzunehmen, wenn
die vom BSV in Erhebung begriffenen Zahlen und Daten Uber die Vermdgens-, Ertrags-
und Reservenlage aller Pensionskassen und Sammelstiftungen bekannt und die
Experten der Eidg. BVG-Kommission konsultiert seien. Im Parlament verlangten die SGK
beider Kammern und die WAK des Nationalrates vom Bundesrat die Bereitstellung der
flr einen Entscheid unerlasslichen Grundlagen sowie die Konsultation der BVG-
Kommission und des Parlaments. Die Fraktionen der SP und der GP forderten die
umgehende Einberufung einer Sondersession. Ende August fand auf dem Bundesplatz
in Bern eine von den Gewerkschaften organisierte Kundgebung statt, an der Uber
12'000 Teilnehmende gegen den .,Rentenklau™ protestierten. Der Vorwurf des
Rentenraubs wurde dadurch bestarkt, dass sich die grossen Sammelstiftungen
(insbesondere die Allfinanzfirmen) beharrlich weigerten offen zu legen, wohin die
grossen Borsengewinne der spaten 80er und der ersten Hélfte der 90-er Jahre
geflossen sind oder die Informationen nur tropfchenweise lieferten. Zudem wurde
kritisiert, dass es der Bundesrat in all den Boomjahren nie fur nétig erachtet habe, den
Mindestzinssatz zu erhdhen, dass er nun aber, nach zwei mageren Borsenjahren schon
bereit sei, rasch und massiv zugunsten der Privatversicherer einzugreifen. ?

Krankenversicherung

Die Entwicklungen im Krankenversicherungsbereich, insbesondere die vor allem wegen
der Mengenausweitung standig tUber der Erhdhung der effektiven Gesundheitskosten
liegenden Pramienaufschlage der Krankenkassen gehdren heute zu den Hauptsorgen
der Bevolkerung. Im Berichtsjahr wurden im Krankenversicherungsbereich 5
Volksinitiativen lanciert resp. angekindigt, deren Chancen auf Gelingen allerdings recht
unterschiedlich einzustufen sind. Ein Westschweizer Komitee, dem als einziger
bekannter Politiker Nationalrat Vaudroz (cvp, GE) angehort, startete eine Initiative
(,Krankenkassenprdmien in den Griff bekommen®), die mehr Transparenz bei der
Festsetzung der Pramien verlangt. Ebenfalls priméar aus der Romandie rekrutiert sich
ein weiteres Komitee, das auf Internet eine Volksinitiative .flr die Aufhebung der
obligatorischen Krankenpflegeversicherung™ lancierte. Im Kanton Waadt wurde von der
PdA mit Unterstutzung der Grinen und einer Gewerkschaft eine Initiative lanciert, die
eine kantonale Einheitskasse fur die Grundversicherung verlangt. Die Westschweizer
Familienbewegung .Mouvement populaire des familles™ verabschiedete im Sommer ein
Initiativprojekt fur eine nationale Einheitskasse mit einkommensabhéngigen Pramien in
der Grundversicherung. Unterstutzung fand sie bei der Grinen Partei der Schweiz, der
PdA sowie weiteren Organisationen aus dem Sozial- und Gesundheitsbereich. Die
Gesundheitsdirektoren der Westschweiz und des Tessin erklarten, mittelfristig eine
offentliche Einheitskasse fur die ganze Schweiz anzustreben, konnten sich aber Uber
die Modalitaten noch nicht einigen. Noch nicht lanciert, aber von den Delegierten mit
grossem Mehr angenommen wurde eine Volksinitiative der SVP (. flr tiefere
Krankenkassenprémien in der Grundversicherung®). Wie der Prasident des
Initiativkomitees, der Zurcher Nationalrat Bortoluzzi ausfuhrte, will seine Partei damit
gegen den ,Zwang zur Uberversicherung® und eine ,riicksichtslose
Solidaritatsverpflichtung um jeden Preis™ angehen. Neben der ohnehin aufgegleisten
Aufhebung des Kontrahierungszwangs zwischen Versicherern und Leistungserbringern
schlug die SVP ihren Delegierten eine Reduktion der obligatorischen
Grundversicherung auf einen minimalen Standard vor. Was medizinisch nicht dringend
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notwendig, sondern nur erwilinscht ist, soll freiwillig in Zusatzversicherungen versichert
werden. Bund und Kantone sollen sich mit 50% an der Finanzierung der
Grundversicherung beteiligen. Definitiv gescheitert ist die .miniMax-Initiative™, fur
welche vor allem die EDU Stimmen sammelte. Auch sie hatte die Zweiteilung der
Grundversicherung in einen reduzierten obligatorischen Leistungskatalog und
freiwillige Zusatzversicherungen postuliert.

Soziale Gruppen
Asylpolitik

Im April wurden die Referenden gegen die Revision des Asylgesetzes und gegen das
neue Auslandergesetz eingereicht. Diese waren von den Grlnen, von Solidarité sans
frontieres und dem Forum fur die Integration der Migrantinnen und Migranten lanciert
worden und wurde auch von der SP und den Gewerkschaften unterstitzt. Das Volk
stimmte im Herbst Gber die beiden Gesetze ab. ™

Im Abstimmungskampf dominierte klar die Debatte um das Asylgesetz. Die Gegner,
neben den Griinen und der SP auch Gewerkschaften, kirchliche Organisationen,
Hilfswerke, Kulturschaffende sowie ein biirgerliches Nein-Komitee, machten geltend,
die Verscharfungen im Asyl- und Auslanderrecht bedeuteten einen Bruch mit der
humanitaren Tradition der Schweiz und verstiessen gegen das Volkerrecht. Sie
kritisierten insbesondere die neue Bestimmung zu den Identitatspapieren und den
Sozialhilfestopp. Das Abstimmungsbiichlein des Bundesrates wurde als irreflihrend
beanstandet. Vier Nationalrdte aus dem bdrgerlichen Nein-Komitee, Marty (fdp, TI),
Ruey (Ip, VD), Simoneschi (cvp, Tl) und Zapfl (cvp, ZH) verlangten in einem Schreiben
eine offentliche Stellungnahme und eine inhaltliche Prézisierung der Landesregierung.
Diese wies die Kritik zurtck. ™

Familienpolitik

Fir die Harmonisierung der Familienzulagen sprachen sich die SP, die GP und die
librigen linken Parteien, die CVP, die EVP, die EDU, die SD sowie die Gewerkschaften
aus. Sie begrissten die nationale Harmonisierung und den verbindlichen Minimalsatz,
der fur die meisten Kantone eine Erhéhung der Leistungen bedeutet. Sie waren der
Ansicht, durch die Vorlage kénne die finanzielle Lage vieler Familien verbessert und
Ungerechtigkeiten wegen unterschiedlichen Regelungen zwischen den Kantonen
vermindert werden. '®
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